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Konrad Staehelin

Das Sparpaket ist für Karin Kel-
ler-Sutter eines der Kernpro-
jekte dieser Legislatur. Gestern
hat die Bundespräsidentin und
Finanzministerin bereits zum
dritten Mal eine Medienkonfe-
renz wegen dieses Mehrjahres-
vorhabens abgehalten. Sie wirkt
zunehmend verärgert über des-
sen Entwicklung.

Als sie im Spätsommer ver-
gangenen Jahres einen Exper-
tenbericht mit Vorschlägen vor-
stellte, wie der Bund seine Aus-
gaben drosseln könnte, lag das
anvisierte Volumen noch bei 3,9
Milliarden Franken für das Jahr
2027. Für 2030 lag das Sparpo-
tenzial sogar bei 4,9 Milliarden.
Zum Vergleich: Insgesamt gibt
der Bund dieses Jahr 86 Milli-
arden aus.

Seither gab der Bundesrat be-
kannt,welche Punkte er aus dem
Expertenbericht weiterverfolgt,
und führte dazu eine Vernehm-
lassung durch.Nun hat er basie-
rend auf den Rückmeldungen
kommuniziert, wie die Vorlage
aussehen soll, die er im Septem-
ber ins Parlament schicken will.
Sie wird noch ein Sparpotenzi-
al von 2,4 Milliarden Franken
für das Jahr 2027 umfassen, das
sind 60 Prozent des ursprüngli-
chen Volumens.

Sozialausgaben und Armee
treiben Kosten in die Höhe
Der Grund für Keller-Sutters
Vorhaben ist, dass der Bund Jahr
für Jahrmehr ausgibt. 2029wer-
den es gemäss Prognose 98Mil-
liarden sein. Insbesondere die
Sozialausgaben steigen stark an
– unter anderemweil die Bevöl-
kerung älterwird, aber auchwe-
gen teurer politischer Entschei-
de wie der 13. AHV-Rente oder
der Kita-Finanzierung. Einwich-
tiger Kostentreiber istweiter die
Steigerung der Armeeausgaben
auf ein Prozent derWirtschafts-
leistung.

Die Einnahmen halten da
nicht mit, obwohl sie ebenfalls
steigen. «Wir sparen nicht, wir
bremsen nur das Wachstum»,
sagte die Finanzministerin ges-
tern. «Auchwennmanchmal von
Austerität die Rede ist.» Die Po-

litikerin spricht darumnicht von
einem Spar-, sondern von einem
«Entlastungspaket».

Bis 2029 würde ohne das
Sparpaket eine Lücke von 4,5
Milliarden Franken pro Jahr ent-
stehen. Das läuft der im inter-
nationalen Vergleich strengen
Schuldenbremse entgegen, der
die Schweizer Bevölkerung 2001
zugestimmt hat. Sie besagt ver-
kürzt, dass der Bund nicht mehr
ausgeben darf, als er einnimmt.

Es ist davon auszugehen, dass
Keller-Sutter und der Restbun-
desrat ihrProjekt bewusstmit ei-
nemunrealistisch hohen Sparziel
lanciert haben. Das erhöht den
politischen Druck, dass von den

vielenVorschlägen amEndewe-
nigstens einzelne übrig bleiben.

Das Vorhaben ist auch auf-
grundvorhersehbarerUmstände
zusammengeschmolzen: Unter
anderem hat der Bundesrat ges-
tern bekannt gegeben, die Bun-
desbeiträge an die AHV vorerst
nicht einfrieren zu wollen. Dies,
weil deren finanzielle Situation
derzeit ebenfalls prekär ist. Das
kostet HunderteMillionen Fran-
ken. Er lässt zudem verschiede-
ne Kürzungsideen im ähnlichen
Kostenumfang fallen, die auf
Kosten der Kantone gegangen
wären. Mit diesen steht sowieso
eineNeubeurteilung der Lasten-
verteilung an.

Auch begrenzt der Bundesrat
die Steuererhöhung für Kapital-
bezüge aus der zweiten und der
dritten Säule auf Summen über
100’000 Franken. Insbesondere
in der privaten Vorsorge, bei der
zum Sparen über mehrere Kon-
ti hinweg geraten wird, sind die
bezogenen Summen oft tiefer.
Aufgrund neuer Berechnungen
erwartet der Bundesrat trotz-
demhöhere Einnahmen aus die-
sem Vorhaben als bisher ange-
nommen, nämlich 190Millionen
Franken pro Jahr.

Unbekannt ist, wie hoch all-
fällige Mehreinnahmen wären,
wenn sich die Politik zum Lö-
cherstopfen in der zweiten Säu-

le entscheiden sollte. Es geht
dabei um ein beliebtes Mittel
für reiche Berufstätige, wäh-
rend der einkommensstarken
Jahre ihrer Karriere in grossem
Ausmass Steuern zu sparen. Sie
zahlen dafür bewusst viel mehr
als vorgeschrieben in die zwei-
te Säule ein.

Steuererhöhung hat wohl
keine Chance im Parlament
Der Bundesrat erwähnte diese
Möglichkeit gestern als Alterna-
tive zum bisherigen Vorschlag.
Die Steuerdaten, die für eine seri-
öse Behandlung notwendig sind,
liegen allerdings bei den Kan-
tonen. Das behindert nicht nur

in diesem Fall eine informier-
te Debatte.

Die Steuererhöhung auf Kapi-
talbezüge zumindestwird imPar-
lament kaumeine Chance haben.
Die FDPbearbeitet dasThema seit
Monaten, indem sie eine Petition
dagegen eingereicht hat und mit
einem Referendum droht. Das –
und damit derWiderstand gegen
die eigene Bundesrätin – dürfte
jedoch heisse Luft sein: Zusam-
men mit den anderen bürgerli-
chen Parteien, die das Vorhaben
ebenfalls ablehnen,wird sich die
FDP im Parlament wohl durch-
setzen. Die vielen anderen Spar-
vorschläge unterstützen die Bür-
gerlichen im Grundsatz.

SP und Grüne hingegen sind
bis auf die höheren Kapital-
bezugssteuern mit keinem der
Vorhaben einverstanden. Sie
kritisieren unter anderem die
Einsparungen auf Kosten der
Umwelt und der Entwicklungs-
hilfe. Überhaupt sehen sie die
Schuldenbremse in ihrer stren-
gen Auslegung kritisch und be-
kämpfen sie regelmässig mit
parlamentarischen Vorstössen.
Das Referendum gegen Keller-
Sutters Sparpaket wird also ver-
mutlich von links kommen.

So schmilzt Karin Keller-Sutters Sparpaket weg
Bundesfinanzen Zuerst lag das Entlastungspotenzial bei vier Milliarden Franken pro Jahr,
jetzt beträgt es noch gut die Hälfte. Doch nicht einmal dieser Rest dürfte das Parlament überleben.

Bundespräsidentin Karin Keller-Sutter (r.) und Sabine D’Amelio-Favez, Direktorin der Eidgenössischen Finanzverwaltung. Foto: Keystone

Dauerbrenner Strafzölle Seit An-
fangApril gelten fürviele Schwei-
zer Exporte in die USA Zölle von
10 Prozent.Ab dem9. Juli drohen
Zölle von 31 Prozent. US-Präsi-
dent Donald Trump hatte die-
se Massnahme mit Blick auf ei-
nenmöglichenDeal suspendiert.
Nun droht die Deadline ohne Ei-
nigung abzulaufen.

Bundespräsidentin Karin Kel-
ler-Sutter undVizepräsident Guy
Parmelin haben den Bundesrat
am Mittwoch über den Stand
der Gespräche mit den USA in-
formiert. Sie seien beauftragt
worden, die Gespräche mit den
USA weiterzuführen und einen
baldigen Abschluss einer un-
verbindlichenAbsichtserklärung
anzustreben, teilte der Bundes-
rat mit.

Dem Vernehmen nach rech-
net der Bundesrat nicht damit,

dass eine Einigung bis zum 9.
Juli vorliegt. Er hofft aber, dass
die höheren Zölle suspendiert
bleiben.

USA: «Schweiz verhandelt in
guter Absicht»
Die USA hätten mehrmals aner-
kannt, dass die Schweiz in guter
Absicht verhandle, heisst es in
der Mitteilung. «Entsprechend
geht der Bundesrat davon aus,
dass die Zölle nach Ablauf der
kommunizierten Karenzfrist von
90Tagen beim gegenwärtig gel-
tenden Satz von 10 Prozent be-
lassen werden, solange die Ge-
spräche andauern.» Es könne
jedoch nicht gänzlich ausge-
schlossen werden, dass die USA
die höheren Zölle per 9. Juli ein-
führten.

Charlotte Walser

Noch kein Deal mit den USA –
Bundesrat hofft auf Fristverlängerung

Unlauteres Wasser Nestlé ist im
Kanton Waadt wegen des uner-
laubten Einsatzes von Aktivkoh-
lefiltern bei der Mineralwasser-
herstellung zu einer Busse von
500’000 Franken verurteilt wor-
den. Die Filter wurden von 2008
bis 2022 zur Herstellung des
Wassers Henniez verwendet,wie
die Waadtländer Staatsanwalt-
schaft gestern mitteilte.

Wegen des Filtereinsatzes hät-
te Henniez nicht alsMineralwas-
ser verkauft werden dürfen. Der
Verstoss sei imMai 2020 bei einer
Kontrolle durch die Lebensmit-
telbehörde festgestellt worden.
DaNestléWatersmit demAntrag
für eine Ausnahmebewilligung
nicht erfolgreich war, mussten
die Filter bis Ende 2022 abge-
stelltwerden,was dann auch ge-
schehen sei. Die Behörde reichte
im April 2024 eine Klage bei der

Staatsanwaltschaft ein, da Nest-
léWaters die Bestimmungen des
Bundesgesetzes über Lebensmit-
tel und Gebrauchsgegenstände
verletzt habe. So seien die Kont-
rolleure über dieVerwendung der
Filter getäuscht worden. Zudem
sah die Behörde eine Täuschung
der Verbraucher.

Die Staatsanwaltschaft kam
zum Schluss, dass die Verbrau-
cher durch die Verwendung
des Begriffs Mineralwasser ge-
täuschtworden seien. Dies habe
Nestlé einen wirtschaftlichen
Vorteil verschafft, der mit der
Ausgleichsforderung ausgegli-
chen werden soll. Die Busse be-
rücksichtige aber auch den Um-
stand, dass die Filtration für die
Konsumenten nicht schädlich
war und dass NestléWaters um-
fangreich mit den Behörden zu-
sammengearbeitet habe. (SDA)

Nestlé in derWaadt zu Busse verurteilt –
Henniez illegal gefiltert

Unter Zugzwang DieDeutscheBahn
(DB) dürfte sich auch bei der Ge-
neralsanierung von wichtigen
Strecken massiv verspäten. Die
Renovierung könnte sich noch
bis 2035 hinziehen und damit
vier Jahre länger dauern als bis-
her geplant. Bis 2031 hätten Dut-
zende wichtige Zugstrecken in
Deutschland saniertwerden sol-
len.Der Zeitplan stiess insbeson-
dere bei Bahnwettbewerbern im
Güterverkehr auf Kritik. Er sei zu
ambitioniert, die Umleiterstre-
cken seien nicht ausreichend
vorbereitet und geplant.

Die DB will nun Hinweise
und Positionen der anderen
Verkehrsunternehmen und Ver-
bände einholen und dann ein
finales Konzept mit der Bun-
desregierung abstimmen und
verabschieden. (SDA)

Deutsche Bahn
verspätet sich auch
bei Sanierung

Öffentlicher Verkehr Ein Mann ist
gestern am frühen Abend beim
Bahnhof Olten auf einen Fahr-
leitungsmast geklettert. Damit
hat erdenBahnverkehrgrossräu-
mig lahmgelegt. Polizei und Feu-
erwehrwaren vor Ort. Das Motiv
des Mannes war zunächst nicht
bekannt. Der Bahnverkehr kam
zum Erliegen, weil im gesamten
GrossraumOlten der Bahnstrom
sicherheitshalber abgestelltwur-
de,wie die SBB auf ihrerWebsite
mitteilten. Über die Dauer der
Störung konnte ein Bahnspre-
cher auf Anfrage keine Angaben
machen. Der Bahnhof Olten ist
einer der Hauptverkehrsknoten
im Schweizer Eisenbahnnetz. Im
Grossraum Basel, Bern, Luzern
und Zürich kam es in der Feier-
abendstosszeit zu Verspätungen
und Zugausfällen. (SDA)

Bahnhof Olten:
Mann legt
Bahnverkehr lahm

Weniger als zwei Drittel übrig

Einsparpotenzial für 2027 durch
das Entlastungspaket des
Bundesrats seit Projektbeginn,
in Milliarden Franken

August 2024:
Gaillard-Bericht

September 2024:
Erste Eckwerte

Januar 2025:
Vernehmlassungsvorlage

Juni 2025:
Eckwerte Botschaft für
Parlament

3,9

3,6

2,7

2,4

Grafik: kst / Quelle: EFD

5

Politik & Wirtschaft
Donnerstag, 26. Juni 2025

Die Frage, welcher Handykonsum für Kinder und Jugendliche angemessen ist, beschäftigt inzwischen auch die Bundespolitik. Symbolfoto: Getty

Jacqueline Büchi

Kaum ein Thema wird derzeit
an Schweizer Schulen intensiver
diskutiert als das Smartphone:
War es bislang in weiten Teilen
der Schweiz den Schulen über-
lassen,wie sie dasThema regeln,
greifen nun immermehr Kanto-
ne zurUltima Ratio und erlassen
ein Verbot.

Nach dem Aargau und Nid-
waldenmacht nun auch dasWal-
lis kurzen Prozess. Bildungsdi-
rektorChristopheDarbellay (Mit-
te), der zudem als Präsident der
Konferenz der kantonalen Erzie-
hungsdirektorinnen und -direk-
toren amtet, ist überzeugt, dass
die Kinder vor den schädlichen
Auswirkungen der Bildschirme
geschützt werden müssen.

HerrDarbellay, Sie haben sich
unlängst bereits kritisch zur
Präsenz vonHandys an Schulen
geäussert. Nunmachen Sie
Ernst – und verbannen
Smartphones von denWalliser
Schulen.Warum so radikal?
Wir beobachten bei unseren
Kindern eine besorgniserregen-
de Entwicklung. Immer mehr
Kinder weisen Lern- und Le-
seschwierigkeiten auf. Die Fä-
higkeit, sich zu konzentrieren,
nimmt ab. Ich höre von einer be-
freundeten Ärztin, dass sie dau-
ernd kleine Kinder in der Praxis
hat, dieMühe haben,Gesprächen
zu folgen. Dazu kommen neue
wissenschaftliche Erkenntnis-
se, die mich alarmieren.

Vonwelchen Erkenntnissen
sprechen Sie?
Die Vereinigung der französi-
schen Kinderärzte hat vor weni-
genWochen zusammen mit vier
anderen medizinischen Fachge-
sellschaften neue Empfehlun-
gen veröffentlicht. Die Kernbot-
schaft ist: Kinder unter 6 Jahren
sollten möglichst keinen Bild-
schirm nutzen, weder zu Hause

noch in der Schule. In den ersten
Lebensjahren finden entschei-
dende Entwicklungsprozesse im
Gehirn statt, die durch übermäs-
sigen Bildschirmkonsum beein-
trächtigtwerden können.Die Ex-
pertinnen und Expertenwarnen
eindringlichvormöglichen Lang-
zeitfolgen, darunter vor bleiben-
den Schäden in der kognitiven
und sozialen Entwicklung.

Nun sind die Kinder, die im
Wallis zur Schule gehen, in
der Regel schon älter als sechs.
Ja, aber auch bei ihnen kann
eine exzessive Bildschirmnut-
zung noch viel Schaden anrich-
ten. Gehirnscans belegen etwa,
dass das Hirn viel weniger aktiv

ist, während ein Kind aufs Han-
dy starrt, als wenn es draussen
spielt. Natürlich müssen Kinder
irgendwann lernen,mit digitalen
Geräten umzugehen – sie gehö-
ren zur modernen Gesellschaft.
Aber zu viele Kinder verbrin-
gen schon früh zu viel Zeit am
Smartphone. Die Schule ist ein
zentraler Lebensraum, in dem
wir Rahmenbedingungen schaf-
fen müssen, die das Lernen, die
Konzentration und die persönli-
che Entwicklung fördern.Als Bil-
dungsdirektormuss ich hiermei-
neVerantwortungwahrnehmen.

Dürfen dieWalliser Kinder das
Handy künftig auf dem Schul-
weg benutzen, odermüssen sie
es ganz zuHause lassen?
DasVerbot gilt,während die Kin-
der auf dem Schulgelände sind,
auch in der Pause und über Mit-
tag.DerSchulweg liegt in derVer-
antwortung der Eltern. Ich ver-
stehe denWunsch, dass das Kind
unterwegs erreichbar sein soll.
Ich empfehleMüttern undVätern
jedoch, mit dem Nachwuchs ab-
zumachen, dass das Handy nur
in klar definierten Fällen genutzt
werden darf.Wasmir persönlich
auffällt, etwawenn ichmit Schul-
kindern im Bus sitze: Viele star-
ren auf ihr Handy, sie sprechen
kaum noch miteinander, grüs-
sen einander nicht einmal mehr.

Sie sind Präsident der
Konferenz der kantonalen
Erziehungsdirektorinnen
und -direktoren. Gibt es dort
Bestrebungen, das Thema
schweizweit zu regeln?
Nein, für die Schulorganisation
sind in der Schweiz die Kantone
zuständig. Das gilt auch für die
Frage derNutzung von digitalen
Medien in den Schulen. In dieser
Frage spreche ich darum alsWal-
liser Staatsrat. Es ist richtig, dass
jederKanton seine eigenenÜber-
legungen anstellt und massge-
schneiderte Lösungen findet.Die
Westschweizer Bildungsdirekto-
ren haben kürzlich eine gemein-
same Stellungnahme zum The-
ma veröffentlicht.Auch hier gibt
es unterschiedlicheModelle, aber
allemeineAmtskolleginnen und
-kollegen sind alarmiert über die
Entwicklung.

Die Bedingungen unterscheiden
sich auch von Schulhaus zu
Schulhaus – so argumentieren
die Gegnerinnen und Gegner
generellerVerbote.Warum
übersteuern Sie die Schulen?
Ich bin überzeugt, dass es den
Schulen und den Lehrpersonen

hilft, wenn es auf Kantonsebe-
ne einheitliche Regeln gibt. Sie
schaffen Klarheit und Verläss-
lichkeit. Dies entlastet auch die
Eltern: DerGruppendruck ist bei
Kindern und Jugendlichen hoch.

Der Bundesrat prüft, ob für
unter 16-Jährige die Nutzung
von sozialen Netzwerken
verbotenwerden soll.
Wie stehen Sie dazu?
Ein generelles Verbot ist gut ge-
meint, aber schwer durchzuset-
zen. Das zeigt sich in Australien,
wo es ein solches Verbot schon
gibt. Ein australischer Bekann-
ter sagtmir, die Durchsetzung sei
in der Praxis kaummachbar. Ich
denke, hiermüssen die Eltern die
Regeln definieren, auchwenn es
nicht einfach ist.An den Schulen
ist es unsereAufgabe, die Kinder
in einem kontrollierten Rahmen
mit den digitalenAnwendungen
vertraut zu machen.

In nordischen Ländern fand ein
Teil des Unterrichts digital statt
– diese Staaten buchstabieren
nun teilweise zurück. In der
Schweiz unterscheidet es sich
von Kanton zu Kanton,wie
häufig die Kindermit einem
Tablet lernen undwie viele
Geräte es pro Klasse gibt.Wie
sieht dieWalliser Lösung aus?
Im Wallis setzen wir in der frü-
hen Schulzeit auf analoges Ler-
nen. Später stehen pro Klasse ein
paarTablets zurVerfügung – am
Anfang ein Gerät pro vier Kin-
der, gegen Ende der Primarschu-
le ein Gerät pro zwei Kinder. Es
ist wichtig, dass die Kinder den
Umgang mit digitalen Geräten
lernen, dass sie ein Grundver-
ständnis für Algorithmen ent-
wickeln und dass auch über Prä-
vention gesprochen wird. Aber
dafür braucht aus meiner Sicht
nicht jeder ein eigenes Gerät.
Viele dieser Kompetenzen kann
man sich auch mit Bleistift und
Papier aneignen.

«Viele Kinder grüssen
einander nicht einmalmehr»
Walliser Smartphone-Verbot Der Bergkanton verbietet künftig Handys an allen Schulen.
Bildungsdirektor Christophe Darbellay erklärt den Entscheid.

Zahlen SchweizerKunden zuviel
für ausländischeMarkenproduk-
te? Im hiesigen Detailhandel ist
das Thema ein Dauerbrenner.
Wie am Dienstag bekannt wur-
de, hat die EidgenössischeWett-
bewerbskommission (Weko) eine
Untersuchung gegen Beiersdorf
eröffnet, den Konzern hinter der
MarkeNivea.Auchmit Coca-Cola
liefern die Detailhändler sich ei-
nen erbitterten Preisstreit.

Beiden Herstellern wird vor-
geworfen, ihre Marktmacht
und die hohe Zahlungskraft der
Schweizerinnen und Schweizer
auszunutzen, um überzogene
Preise zu verlangen. Im Fall von
Beiersdorf gibt dieMigros an,Ni-
vea-Produkte bis zu 70 Prozent
teurer verkaufen zu müssen als
die Konkurrenz im benachbar-
ten Ausland.

Bei Coca-Cola sind die Aus-
wirkungen des Streits zurzeit so-
gar in den Ladenregalen sicht-
bar, und zwar auf ungewöhnli-
cheWeise.

Coca-Cola gibts bei Aldi
mit polnischen Namen
Der Coca-Cola-Konzern hat der-
zeit wieder eine Aktion lanciert,
bei der es Cola-FlaschenmitVor-
namen darauf zu kaufen gibt.
Wer jedoch bei Aldi Suisse ver-
sucht, seinen eigenenNamen auf
einer solchen Flasche zu finden,
wird Schwierigkeiten haben – es
sei denn, er oder sie hat polni-
scheWurzeln. Denn auf den Co-
la-Flaschen bei Aldi stehen der-
zeit Namenwie Piotr,Milosz und
Staszek.

Der Grund: Aldi kauft Coca-
Cola derzeit nicht bei der Schwei-
zer Niederlassung des Geträn-
keherstellers ein, sondern im-
portiert die Flaschen aus Polen.
Damit ist der deutsche Discoun-
ter nicht allein.Auch Denner im-
portiert derzeit 1,5-Liter-Cola-
Flaschen aus dem Ausland. Die
Migros setzt auf Parallelimpor-
te bei Monster Energy und ver-
zichtet ganz auf den Import von
Fanta und Sprite.Wegen laufen-
der Preisverhandlungen könne
es zudembei 0,5-Liter-Cola-Fla-
schen zu Engpässen kommen,
schreibt die Migros.

Die Detailhändlerwerfen dem
Getränkekonzern vor, einen zu
hohen «Schweiz-Zuschlag» von
ihnen zu verlangen.Aldi teilt auf
Anfrage mit, wegen der Paral-
lelimporte habe man den Preis
der Halbliterflaschen von 1.49
auf 1.29 Franken senken können.

Wekowurde schon
2014 aktiv
Der Streit reichtweit zurück. Be-
reits 2014 leitete dieWeko auf Be-
treiben von Denner eine Unter-
suchung gegen den Coca-Cola-

Konzern ein. Denner importierte
zu dieser Zeit 2-Liter-Flaschen
aus Tschechien und konnte in
der Folge den Preis im Einzel-
handel von 2.50 auf 1.95 Fran-
ken senken. Doch Denner warf
dem Getränkekonzern vor, die-
se Parallelimporte zu behindern,
was gegen das Kartellrecht ver-
stossen hätte.

Noch bevor die Weko Schrit-
te einleiten konnte, einigten
sich die beteiligten Parteien, die
Schweizer Detailhändler erhiel-
ten in der Folge einen tieferen
Preis. Der Friede währte nicht
lange: 2019 verkleinerte Coca-
Cola einige Getränkeflaschen
(etwa von 0,5 auf 0,45 Liter),
ohne den Preis entsprechend
zu senken.

Klage gegen Beiersdorf
führte zur «Lex Nivea»
Coop wehrte sich öffentlich ge-
gen diesen Schritt und forder-
te Coca-Cola zu Verhandlungen
auf. Anfang 2023 gab es deswe-
gen sogar kurzfristig keine Cola
in den Coop-Supermärkten zu
kaufen, bevor es schliesslich zu
einer Einigung kam.

Um den Detailhändlern das
Vorgehen gegen internationale
Konzerne zu erleichtern, wurde
vorwenigen Jahren das Schwei-
zer Kartellrecht überarbeitet. Die
als «LexNivea» bekannte Revisi-
on ermöglicht es Schweizer Un-
ternehmen, sich gegen auslän-
dische Lieferanten zu wehren,
wenn diese ihnen nicht dieselben
Konditionen anbieten wie aus-
ländischen Kunden – und wenn
sie gegenüber ihrem Schwei-
zer Kunden eine relative Markt-
macht haben.

AuslöserderRevisionwar eine
Klage von Denner, der beim Ni-
vea-Konzern Beiersdorf zu den-
selben Konditionen einkaufen
wollte wie deutsche Discounter.
Denners Mutterkonzern Migros
bringt das neue Gesetz nun erst-
mals zurAnwendung. Beiersdorf
hat hierzu in der Vergangenheit
erklärt,man habe derMigros ein
Angebot unterbreitet, das den
Marktpreisen und branchenüb-
lichen Bedingungen entspreche.

Ob es auch im Streit mit Co-
ca-Cola zu einer Untersuchung
derWeko kommt, ist unklar. Die
Detailhändler und das Unter-
nehmen selbst wollen sich zum
Stand der Verhandlungen nicht
in die Karten blicken lassen.
Coca-Cola lässt mitteilen, man
sei stolz darauf, in der Schweiz
zu produzieren und zur inlän-
dischen Wertschöpfung beizu-
tragen.

Doch der Druck ist aufgebaut
– auch dank Piotr und Milosz.

Nelly Keusch

Colamit «Zero Cukru» –
und 20 Rappen billiger
Hochpreisinsel Der Detailhandel wehrt sich
gegen den «Schweiz-Zuschlag».

«Der Gruppendruck
ist bei Kindern
und Jugendlichen
hoch.»

Christophe
Darbellay

Die Auswirkungen des Streits sind bei Aldi in den Regalen zu sehen:
Der Discounter setzt auf Parallelimporte aus Polen. Foto: «20 Minuten»


